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Ausgabe Juni 2024 
 

   

Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer Juni-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige Neuerungen aus dem Steuer- und  

Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 24.4.2024). Schwerpunkt dieser Ausgabe sind wichtige Änderungen durch das sog. 

Wachstumschancengesetz, welches im März 2024 verabschiedet und im Bundesgesetzblatt verkündet wurde. 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Änderungen durch das 

Wachstumschancengesetz 

Nach langem Hin und Her wurde das sog. Wachstumschan-

cengesetz Ende März 2024 verkündet. Nachfolgend haben 

wir die wichtigsten Änderungen, die Unternehmer betreffen, 

für Sie zusammengefasst: 

1. Befristete Wiedereinführung der degressiven Abschrei-

bung 

Bisher war eine degressive Abschreibung für bewegliche 

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens nur dann möglich, 

wenn das Wirtschaftsgut bis zum 31.12.2022 angeschafft 

oder hergestellt worden ist. Die degressive Abschreibung 

beträgt das Zweieinhalbfache der linearen Abschreibung, 

die auf der Nutzungsdauer beruht; die degressive Abschrei-

bung darf höchstens 25 % betragen. 

Der Gesetzgeber lässt die degressive Abschreibung nun 

auch für solche beweglichen Wirtschaftsgüter des Anlage-

vermögens zu, die nach dem 31.3.2024 und vor dem 

1.1.2025 angeschafft oder hergestellt worden sind. In die-

sem Fall beträgt die degressive Abschreibung maximal das 

Doppelte der sog. linearen Abschreibung, die sich nach der 

Nutzungsdauer bemisst, und darf 20 % nicht übersteigen. 



DIE MANDANTEN I INFORMATION 

 ◼ ◼ Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ◼ ◼  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ◼ ◼  

Hinweis: Die degressive Abschreibung ist nicht zulässig, 

wenn das Wirtschaftsgut nach dem 31.12.2022 und vor dem 

1.4.2024 angeschafft oder hergestellt worden ist. 

2. Sonderabschreibung für KMU 

Unternehmer, deren Gewinn 200.000 € nicht übersteigt, 

können bislang unter bestimmten Voraussetzungen eine 

einmalige Sonderabschreibung von 20 % auf abnutzbare 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wie z. B. 

Maschinen vornehmen, und zwar zusätzlich zur regulären 

Abschreibung, die von der Nutzungsdauer des Wirtschafts-

guts abhängig ist. Für Wirtschaftsgüter, die nach dem 

31.12.2023 angeschafft oder hergestellt werden, wird die 

Sonderabschreibung von 20 % auf 40 % nun verdoppelt. 

Zu beachten ist ferner die geänderte Abschreibung für neu 

gebaute Mietwohnungen, die auch für Unternehmer gilt, 

wenn sich die Wohnungen im Betriebsvermögen befinden, 

weil sie z. B. an Arbeitnehmer vermietet werden (zu den Ein-

zelheiten s. unten unter „Vermieter“). 

3. Verbesserung bei der sog. Thesaurierungsbesteuerung 

Einzelunternehmen und Personengesellschaften haben die 

Möglichkeit, eine sog. Thesaurierungsbesteuerung zu wäh-

len. Der nicht entnommene, also thesaurierte Gewinn wird 

dann mit 28,25 % besteuert. Allerdings kommt es zu einer 

Nachversteuerung mit einem Steuersatz von 25 %, sobald 

der Gewinn entnommen wird. 

Ab 2024 wird das begünstigt besteuerte Thesaurierungs-

volumen dadurch erhöht, dass der begünstigungsfähige 

Gewinn um die steuerlich nicht als Betriebsausgabe abzieh-

bare Gewerbesteuer und um die nicht absetzbare Einkom-

mensteuer, die entnommen wird, damit die „Thesaurierungs-

steuer“ an das Finanzamt gezahlt werden kann, erhöht wird. 

4. Änderung bei der Dienstwagenbesteuerung 

Werden betriebliche Elektrofahrzeuge privat genutzt, 

muss für die Privatnutzung eine Entnahme versteuert wer-

den. Bei einer betrieblichen Nutzung von mehr als 50 % 

kann die Entnahme mit 0,25 % des Bruttolistenpreises (zzgl. 

Kosten der Sonderausstattung und einschließlich Umsatz-

steuer) monatlich bewertet werden. 

Diese günstige Bewertung setzte bislang voraus, dass der 

Bruttolistenpreis des Fahrzeugs 60.000 € nicht übersteigt. 

Diese Grenze wird für reine Elektrofahrzeuge, die nach dem 

31.12.2023 angeschafft werden, auf 70.000 € erhöht (ur-

sprünglich war eine Erhöhung auf 80.000 € geplant). 

Hinweis: Entscheidet sich der Unternehmer für die Bewer-

tung der Entnahme nach der sog. Fahrtenbuchmethode, 

wirkt sich die Erhöhung der zulässigen Anschaffungskosten 

bei reinen Elektrofahrzeugen ebenfalls günstig aus, weil 

dann nur 25 % der Anschaffungskosten bei den Kfz-Kosten 

berücksichtigt werden. 

5. Betriebsausgabenabzug für Geschenke 

Geschenke an Geschäftsfreunde waren bislang bis zur 

Höhe von 35 € / Empfänger im Wirtschaftsjahr abziehbar. 

Diese Freigrenze wird ab 2024 auf 50 € angehoben. Wie bis-

her gilt: Ist das Geschenk auch nur geringfügig teurer, sind 

die kompletten Ausgaben nicht abziehbar. 

6. Erhöhung der Buchführungsgrenzen 

Gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte sind 

steuerrechtlich zur Buchführung verpflichtet, wenn sie be-

stimmte Buchführungsgrenzen überschreiten. Der Gesetz-

geber erhöht für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2023 

beginnen, die bisherige Umsatzgrenze von 600.000 € auf 

800.000 € und die bisherige Gewinngrenze von 60.000 € auf 

80.000 €. 

In gleicher Höhe werden auch die Grenzen für die handels-

rechtliche Buchführungspflicht von Einzelkaufleuten ange-

passt. Steuerpflichtige Einzelkaufleute können dann unter-

halb dieser Grenze auf eine Einnahmen-Überschuss-Rech-

nung und vereinfachte Buchführung zurückgreifen. Diese 

Änderungen greifen ebenfalls für Geschäftsjahre, die nach 

dem 31.12.2023 beginnen. 

7. Erweiterung der umsatzsteuerlichen Ist-Versteuerung 

Ab 2024 wird die Umsatzgrenze für die Anwendbarkeit der 

sog. Ist-Versteuerung von 600.000 € um 200.000 € auf 

800.000 € erhöht. 

8. Erleichterung für Kleinunternehmer 

Ab 2024 sind Kleinunternehmer grundsätzlich nicht mehr zur 

Abgabe einer Umsatzsteuer-Jahreserklärung verpflichtet. 

Sie können allerdings – wie bisher auch – vom Finanzamt 

zur Abgabe einer Umsatzsteuer-Jahreserklärung aufgefor-

dert werden. Auch besteht die Abgabepflicht z. B. weiterhin 

bei innergemeinschaftlichen Erwerben. 

Hinweis: Kleinunternehmer sind Unternehmer, deren Um-

satz im Vorjahr 22.000 € nicht überstiegen hat und im lau-

fenden Kalenderjahr 50.000 € voraussichtlich nicht überstei-

gen wird. Sie müssen keine Umsatzsteuer abführen, können 

dann aber auch keine Vorsteuer gelten machen. 

9. Übernachtungspauschale für Berufskraftfahrer 

Zum 1.1.2024 wird der Pauschbetrag für Berufskraftfahrer, 

die im Fahrzeug übernachten, von 8 € auf 9 € pro Tag er-

höht. 

10. Option zur Körperschaftsteuer 

Personenhandelsgesellschaften wie z. B. die OHG oder KG 

können auf Antrag zur Körperschaftsbesteuerung optieren 

und unterliegen dann lediglich einem Körperschaftsteuer-

satz von 15 % zuzüglich Gewerbesteuer, die bei Körper-

schaften grundsätzlich anfällt. Der Gesetzgeber erstreckt ab 

dem 28.3.2024 den Anwendungsbereich dieser Option auf 

alle Personengesellschaften, also insbesondere auch auf 

Gesellschaften bürgerlichen Rechts, wenn diese in einem 

Gesellschaftsregister eingetragen sind (sog. eGbR). 

Die Option, die bis zum 30.11. für das Folgejahr zu beantra-

gen ist, ist ab dem 28.3.2024 auch für neugegründete Per-

sonengesellschaften möglich, die den Antrag dann inner-

halb eines Monats nach Abschluss des Gesellschaftsver-

trags stellen müssen, so dass die Option bereits für das lau-

fende Wirtschaftsjahr gilt. Gleiches gilt für Personengesell-

schaften, die durch einen umwandlungsrechtlichen Form-

wechsel aus einer Körperschaft hervorgegangen sind und 

die für die Option einen Monat Zeit nach Anmeldung des 

Formwechsels beim Handelsregister haben, damit die Op-

tion bereits für das laufende Wirtschaftsjahr gilt. 

11. Elektronische Rechnung ab 2025 
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Der Gesetzgeber schreibt ab 2025 die Pflicht zur elektroni-

schen Rechnung in einem sog. strukturiertem Format inner-

halb von sechs Monaten nach Leistungserbringung vor, 

wenn die Leistung an einen anderen Unternehmer im Inland 

ausgeführt wird. Allerdings gibt es eine Übergangsregelung 

für Umsätze, die nach dem 31.12.2024 und vor dem 

1.1.2027 ausgeführt werden, so dass bis zum 31.12.2026 

eine Rechnung auf Papier und – bei Zustimmung des Rech-

nungsempfängers – auch in einem anderen elektronischen 

Format ausgestellt werden kann. Unternehmer, deren Ge-

samtumsatz im Jahr 2026 800.000 € nicht überschreitet, 

können sogar bis zum 31.12.2027 ihre Rechnungen auf Pa-

pier oder – mit Zustimmung des Rechnungsempfängers – in 

einem anderen elektronischen Format ausstellen. 

12. Befreiung von der Abgabe von Umsatzsteuervoran-

meldungen ab 2025 

Nach bisheriger Rechtslage kann das Finanzamt den Unter-

nehmer von der Verpflichtung zur Abgabe der Umsatzsteu-

ervoranmeldungen und Entrichtung der Umsatzsteuervor-

auszahlungen befreien, wenn die Steuer für das vorange-

gangene Kalenderjahr nicht mehr als 1.000 € betragen hat. 

Dieser Betrag wird ab dem Besteuerungszeitraum 2025 auf 

2.000 € erhöht. Ursprünglich sollte diese Regelung bereits 

für das Jahr 2024 gelten. 

Vermieter 

Für Vermieter ergeben sich durch das Wachstumschancen-

gesetz folgende Änderungen: 

1. Sonderabschreibung für Mietwohnungsneubau 

Der Anwendungsbereich der Sonderabschreibung für den 

Mietwohnungsneubau wurde verlängert. Danach können die 

Sonderabschreibungen – bei Vorliegen der übrigen Voraus-

setzungen – in Anspruch genommen werden, wenn durch 

Baumaßnahmen aufgrund eines nach dem 31.8.2018 und 

vor dem 1.1.2022 oder nach dem 31.12.2022 und vor dem 

1.10.2029 (bisher 1.1.2027) gestellten Bauantrags oder einer 

in diesem Zeitraum getätigten Bauanzeige neue, bisher nicht 

vorhandene Wohnungen hergestellt werden  

Für aufgrund eines nach dem 31.12.2022 und vor dem 

1.10.2029 gestellten Bauantrags oder einer in diesem Zeit-

raum getätigten Bauanzeige hergestellte Wohnungen sind 

darüber hinaus auch die Baukostenobergrenze und die ma-

ximale Bemessungsgrundlage angehoben worden. Die ma-

ximalen Anschaffungs- oder Herstellungskosten betragen 

nunmehr 5.200 € (bislang 4.800 €) je qm Wohnfläche, die 

Bemessungsgrundlage beträgt nunmehr maximal 4.000 € 

(bisher 2.500 €) je qm Wohnfläche. 

Hinweis: Die Sonderabschreibung ist rückgängig zu ma-

chen, wenn die Wohnung nicht zehn Jahre lang vermietet 

oder vorher verkauft oder die Baukostenobergrenze durch 

nachträgliche Baumaßnahmen überschritten wird. 

2. Befristete Einführung einer degressiven AfA für Wohn-

gebäude 

Außerdem hat der Gesetzgeber mit Wirkung zum 1.1.2023 

eine degressive Abschreibung für Wohngebäude i. H. v. 

5 % eingeführt. Dies gilt für Wohngebäude in Deutschland 

oder in der EU bzw. im EWR (Island, Liechtenstein und Nor-

wegen). Voraussetzung ist, dass mit der Herstellung des Ge-

bäudes nach dem 30.9.2023 und vor dem 1.10.2029 begon-

nen wird oder dass das Gebäude nach dem 30.9.2023 und 

vor dem 1.10.2029 gekauft wird und der Nutzen- und Las-

tenwechsel bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung er-

folgt ist. Bei einem Kauf muss die Fertigstellung also im sel-

ben Jahr wie der Nutzen- und Lastenwechsel erfolgen. Für 

den Beginn der Herstellung kommt es auf die Anzeige des 

Baubeginns an. 

Kapitalanleger 

Mit Wirkung zum 1.1.2024 wird mit dem Wachstumschan-

cengesetz die Freigrenze für private Veräußerungsge-

schäfte von bislang 600 € auf 1.000 € angehoben. Bei zu-

sammenveranlagten Ehegatten steht jedem Ehegatten die 

Freigrenze einzeln zu, sofern jeder von ihnen Veräuße-

rungsgewinne erzielt hat. Bei einem auch nur geringfügig hö-

heren Gewinn kommt die Freigrenze nicht zum Ansatz. 

Alle Steuerzahler 

Verbesserung des Verlustausgleichs: Trotz Verlustvortrags 

droht eine Mindestbesteuerung, wenn ein Verlust von mehr 

als 1 Mio. € in ein Folgejahr vorgetragen und dort mit positi-

ven Einkünften von mehr als 1 Mio. € verrechnet werden 

soll. Der Gesetzgeber sieht bislang nämlich eine Besteue-

rung von 40 % des Betrags, der 1 Mio. € übersteigt, vor. Die-

ser Mindestbesteuerungssatz wird nun bei der Einkommen- 

und Körperschaftsteuer in den Jahren 2024 bis 2027 auf 

30 % gesenkt. 

Nachfolgend noch zwei Beiträge, die nicht das Wachstums-

chancengesetz betreffen:  

Abzug von Prozesskosten zur Regelung 
nachehelichen Unterhalts 

Prozesskosten, die getätigt werden, um einen höheren 

nachehelichen Unterhalt zu erlangen, sind dem Bundesfi-

nanzhof (BFH) zufolge nicht als Werbungskosten absetzbar, 

wenn der Unterhaltsverpflichtete für das Unterhaltsjahr noch 

keinen wirksamen Antrag auf Abzug der Unterhaltszahlun-

gen als Sonderausgaben gestellt hat. Denn erst wenn dieser 

Antrag wirksam gestellt worden ist und der Unterhaltsbe-

rechtigte dem Antrag zugestimmt hat, werden die Unter-

haltszahlungen steuerlich relevant und gehören nicht mehr 

zur privaten Lebensführung; dies gilt dann auch für die Pro-

zesskosten. 

Hintergrund: Unterhaltszahlungen an den geschiedenen 

oder dauernd getrenntlebenden Ehegatten sind bis zu einem 

Betrag von 13.805 € jährlich als Sonderausgaben abziehbar, 

wenn der Unterhaltsberechtigte zustimmt. Der Unterhaltsbe-

rechtigte muss dann die Unterhaltszahlungen entsprechend 

als sonstige Einkünfte versteuern, maximal bis zu einem Be-

trag von 13.805 €. 

Sachverhalt: E wurde 2014 von der Klägerin geschieden 

und verpflichtet, einen monatlichen Unterhalt von rund 580 € 

zu leisten. Die Klägerin begehrte anschließend höheren 
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Unterhalt. Im März 2015 kam ein gerichtlicher Vergleich zu-

stande, nach dem E nun 900 € Unterhalt pro Monat zahlen 

musste. Der Klägerin entstanden aufgrund dieses Ver-

gleichs Anwalts- und Gerichtskosten im Jahr 2015, die sie 

als außergewöhnliche Belastungen geltend machte. Die Ein-

nahmen aus dem Unterhalt in Höhe von 10.800 € 

(12 x 900 €) erklärte die Klägerin als sonstige Einkünfte und 

zog hiervon die Werbungskostenpauschale für Versor-

gungsbezüge von 102 € ab. Das Finanzgericht (FG) er-

kannte in der ersten Instanz die Aufwendungen teilweise als 

Werbungskosten bei den sonstigen Einkünften an, soweit 

sie den Pauschbetrag von 102 € überstiegen. Hiergegen 

legte das Finanzamt Revision beim BFH ein. 

Entscheidung: Der BFH erkannte die Prozesskosten nicht 

als Werbungskosten an, hat die Sache aber zur weiteren 

Aufklärung an das FG zurückverwiesen: 

◼ Werbungskosten sind Aufwendungen, die durch die Erzie-

lung von Einkünften veranlasst sind. Unterhaltszahlungen 

sind beim Unterhaltsberechtigten sonstige Einkünfte, so-

weit der Unterhaltsverpflichtete sie als Sonderausgaben 

bis zur Höhe von maximal 13.805 € jährlich geltend macht 

und der Unterhaltsberechtigte dem zustimmt. 

◼ Zwar könnten die Prozesskosten durch die Unterhaltsleis-

tungen veranlasst sein, weil der Prozess dazu diente, hö-

here Unterhaltsleistungen zu erhalten. Jedoch gehören 

Unterhaltszahlungen grundsätzlich zum Privatbereich. 

Erst durch den Antrag des Unterhaltsverpflichteten, die Un-

terhaltszahlungen als Sonderausgaben geltend zu ma-

chen, und durch die Zustimmung des Unterhaltsberechtig-

ten, der die Unterhaltszahlungen im Gegenzug als sonstige 

Einkünfte versteuern muss, werden die Unterhaltszahlun-

gen in den steuerlichen Bereich überführt. Sobald also 

der Unterhaltsverpflichtete seine Einkommensteuererklä-

rung einreicht und die Zustimmung des Unterhaltsberech-

tigten auf dem entsprechenden Formular beifügt, kommt es 

zu einer rechtsgestaltenden Umqualifizierung der Unter-

haltszahlungen, die nun steuerbar werden. Bis zu diesem 

Zeitpunkt sind Unterhaltszahlungen steuerlich irrelevant. 

◼ Solange der unterhaltsverpflichtete E seine Einkommen-

steuererklärung für 2015, in der er die Unterhaltszahlungen 

als Sonderausgaben mit Zustimmung der Klägerin steuer-

lich geltend macht, noch nicht abgegeben hat, können Pro-

zesskosten daher keine Werbungskosten sein. Die Ein-

kommensteuererklärung 2015 des E kann erst im Jahr 

2016 abgegeben worden sein; dagegen sind die Prozess-

kosten der Klägerin bereits im Jahr 2015 entstanden und 

betrafen somit zu diesem Zeitpunkt ihre private Lebensfüh-

rung. 

◼ Der BFH hat den Werbungskostenabzug zwar abgelehnt. 

Das FG muss nun aber prüfen, ob die Prozesskosten 

eventuell als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig 

sind; dies hängt insbesondere davon ab, ob die Klägerin 

ohne den Unterhaltsprozess Gefahr gelaufen wäre, ihre 

Existenzgrundlage zu verlieren und ihre lebensnotwendi-

gen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr be-

friedigen zu können. 

Hinweise: Eine nachträgliche Umqualifizierung der Prozess-

kosten, die im Jahr 2015 die private Lebensführung betrafen, 

in vorweggenommene Werbungskosten, nachdem der E die 

Unterhaltszahlungen mit Zustimmung der Klägerin als Son-

derausgaben geltend gemacht hat, wird vom BFH abge-

lehnt. 

Unbeachtlich war, dass E seine Unterhaltszahlungen an die 

Klägerin in den Vorjahren als Sonderausgaben geltend ge-

macht hat. Zwar kann die Zustimmung der Klägerin zum 

Sonderausgabenabzug des E über mehrere Jahre hinweg 

gültig sein; der Antrag des E kann aber jeweils nur für ein 

Kalenderjahr gestellt und nicht zurückgenommen werden. 

Daher wirkte der für das Vorjahr 2014 gestellte Antrag im 

Streitjahr 2015 nicht fort. 

Der Abzug von Unterhaltsleistungen und die gleichzeitige 

Versteuerung durch den Empfänger nennt man Realsplit-

ting. Der Empfänger erleidet zwar einen steuerlichen Nach-

teil; dieser Nachteil wird jedoch durch eine entsprechend hö-

here Unterhaltszahlung ausgeglichen. Für den Unterhalts-

verpflichteten kann sich hieraus ein Vorteil ergeben, wenn 

sein Steuersatz höher ist als der Steuersatz des Unterhalts-

empfängers. 

Gemeinnützigkeit: Höchstgrenze für 
Mitgliedsbeiträge erhöht 

Bund und Länder haben sich auf eine Anhebung der Höchst-

grenzen der Mitgliedsbeiträge sowie der Aufnahmegebühren 

gemeinnütziger Vereine geeinigt. 

Hintergrund: Gemeinnützige Vereine müssen mit ihrer Ver-

einstätigkeit die Allgemeinheit fördern, z. B. durch Sportan-

gebote. Deshalb gilt für Mitgliedsbeiträge und Aufnahmege-

bühren eine Höchstgrenze, damit ein gemeinnütziger Verein 

für möglichst viele Menschen zugänglich ist. 

Bei einem Verein war bisher eine Förderung der Allgemein-

heit anzunehmen, wenn die Mitgliedsbeiträge und Mit-

gliedsumlagen zusammen im Durchschnitt 1.023 € je Mit-

glied und Jahr und die Aufnahmegebühren für die im Jahr 

aufgenommenen Mitglieder im Durchschnitt 1.534 € nicht 

übersteigen. 

Diese Höchstgrenzen wurden nun angehoben, und zwar auf 

1.440 € für die Mitgliedsbeiträge und auf 2.200 € für die Auf-

nahmegebühren. Mit der Anhebung der Beträge soll der In-

flation Rechnung getragen werden. 
 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im Juni 2024 

10.6.2024 Umsatzsteuer; Lohnsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchenlohnsteuer;  

Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchensteuer 

Zahlungsschonfrist bis zum 13.6.2024 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

26.6.2024 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 26.6.2024 

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 24.6.2024 

 


